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den Rechtsausschuss. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung sollen im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung stattfinden. Wer stimmt 
der Überweisung zu? – Gibt es Gegenstimmen? – 
Nein. Enthaltungen? – Nein. Damit ist so überwie-
sen. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe: Ich habe einen Sprechzettel erhalten und soll 
dem Abgeordneten Markus Wagner, AfD-Fraktion, 
eine nichtförmliche Rüge erteilen. 

Im Nachgang zu TOP 12 der gestrigen Plenarsit-
zung am 28. Mai 2020 möchte ich eine nichtförmli-
che Rüge gegen Herrn Abgeordneten Wagner 
aussprechen. Herr Abgeordneter Wagner hat sich in 
seinem Redebeitrag zum genannten Tagesord-
nungspunkt unparlamentarisch gegenüber den Ab-
geordneten der FDP-Fraktion verhalten. – Sie ni-
cken. Also wissen Sie es noch? 

(Markus Wagner [AfD]: Ich kann mich erin-
nern!) 

Ich werde die Äußerung natürlich nicht wiederholen. 

Herr Kollege, ich ermahne Sie und bitte Sie, derartige 
Äußerungen künftig zu unterlassen. – Da nickt er 
nicht. Aber er tut es hoffentlich trotzdem. 

(Markus Wagner [AfD]: Ja!) 

– In Ordnung. 

Wir kommen zu: 

4 Den Katastrophenschutz in NRW stärken – 
Lehren aus der COVID-19-Pandemie ziehen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/9348 

Die Aussprache ist eröffnet. Für die Grünen macht 
sich die Kollegin Schäffer am Redepult bereit. Bitte 
schön. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Neben dem medizini-
schen Personal, dem pflegerischen Personal und 
vielen anderen leisten auch die Angehörigen der 
Hilfsorganisationen, der Feuerwehren und des THW 
in dieser Krise wirklich Großartiges. Dafür gebühren 
ihnen unser Dank und unsere Anerkennung; insbe-
sondere, weil – das will ich hier noch einmal beto-
nen – der Katastrophenschutz überwiegend aus Eh-
renamtlichen besteht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU, der SPD und der FDP) 

Die aktuelle Situation zeigt, dass wir hier in Nord-
rhein-Westfalen einen einsatz- und leistungsfähigen 

Katastrophenschutz haben. Darauf dürfen wir auch 
ein bisschen stolz sein, finde ich. 

Das Besondere am Katastrophenschutz ist ja, dass 
die Vorbereitung auf mögliche Katastrophen sehr un-
gewöhnlich ist. Man muss sich anhand von mögli-
chen Szenarien, von Modellen und Annahmen da-
rauf vorbereiten und hofft natürlich immer, dass diese 
möglichen Szenarien niemals eintreten werden. 

In den vergangenen Jahren sind verschiedene Kata-
strophenszenarien durchgespielt worden. Da stellt 
sich natürlich schon die Frage: Hätten wir auf die ak-
tuelle Pandemie besser vorbereitet sein können? 

Diese bereits vorhandenen Berichte und Analysen 
sollten wir aus unserer Sicht, aus grüner Sicht noch 
einmal auf Verbesserungsbedarfe für die Katastro-
phenvorsorge hin überprüfen. Deshalb fordern wir in 
unserem Antrag die Landesregierung auf, eine Kom-
mission „Katastrophenvorsorge NRW“ einzusetzen – 
mit dem Ziel, sich bestmöglich auf solche Katastro-
phen vorzubereiten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch daran, 
dass wir vor fünf Jahren, im Jahr 2015, mit den Stim-
men von SPD, CDU und Grünen das alte FSHG no-
velliert und den Katastrophenschutz mit dem BHKG 
wieder gesetzlich gestärkt haben. Diese Novellierung 
ist jetzt fünf Jahre her. Aus meiner Sicht haben sich 
in der aktuellen Coronapandemie mehrere Verbes-
serungsbedarfe ergeben. 

Erster Punkt: der Krisenstab. Wir halten im Innenmi-
nisterium ja einen Krisenstab mit Personal und allem 
Drum und Dran vor. Obwohl wir uns derzeit in einer 
Krise befinden – wir haben die Pandemie von landes-
weiter Bedeutung ausgerufen und die Schulden-
bremse ausgesetzt –, ist der Krisenstab nicht akti-
viert. Ich will nicht hoffen, dass das an internen Kom-
petenzstreitigkeiten liegt. Für die Zukunft brauchen 
wir meines Erachtens klare Regeln – nicht nur auf Er-
lassebene, sondern auch im Gesetz –, wann wer die-
sen Krisenstab aktiviert. 

Zweiter Punkt: der Katastrophenfall. Wir möchten im 
BHKG die Möglichkeit schaffen, auch auf Landes-
ebene und nicht nur auf Kreisebene und Ebene der 
kreisfreien Städte den Katastrophenfall ausrufen zu 
können. Das würde aus unserer Sicht das Krisenma-
nagement des Landes erleichtern und klare Regeln 
zum Beispiel für die Kostenerstattung ermöglichen. 

Dritter Punkt: die Katastrophenschutzbedarfspläne. 
Alle hier, die auch kommunale Verantwortung tragen, 
kennen die Brandschutzbedarfspläne, mit denen an-
hand von Schutzzielen eine Bedarfsplanung für die 
Feuerwehren vorgenommen wird. Aus unserer Sicht 
brauchen wir solche Bedarfspläne auch für den Ka-
tastrophenschutz auf Ebene der Kreise und der 
kreisfreien Städte, um die entsprechende Planung 
vor Ort vornehmen zu können. 
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